
 

  

S 12 Ar 687/95

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 Ar 687/95
Datum 14.08.1996

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 RJ 425/96
Datum 13.12.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
14.08.1996 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der am 1949 geborene KlÃ¤ger hat nach seinen Angaben den Beruf des
BÃ¼rokaufmanns erlernt (PrÃ¼fung 1970) und war daran anschlieÃ�end als
kaufmÃ¤nnischer Lagerist bis 1979 beschÃ¤ftigt. Danach hat er bis 1982 als
PfÃ¶rtner bzw Versand- und Lagerarbeiter gearbeitet. Von Juni 1984 bis Juni 1985
war er nach seinen Angaben Museumsaufseher, von Oktober 1990 bis Dezember
1990 Versandarbeiter. Zwischen diesen BeschÃ¤ftigungen lagen immer wieder
grÃ¶Ã�ere Unterbrechungen wegen Arbeitslosigkeit.

Den ersten Rentenantrag des KlÃ¤gers vom 13.11.1991 lehnte die Beklagte mit

                               1 / 6



 

Bescheid vom 04.02.1992 und Widerspruchsbescheid vom 12.11.1992 ab. Die
daran anschlieÃ�ende Klage (Az: S 17 Ar 808/92 SG NÃ¼rnberg) hat der KlÃ¤ger
am 17.08.1993 zurÃ¼ckgenommen. Den zweiten Rentenantrag vom 31.01.1994
lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 24.03.1994 und Widerspruchsbescheid vom
31.08.1994 ebenfalls ab. Das Klageverfahren S 17 Ar 628/94 endete nach
Begutachtung durch Dr.G. mit klageabweisendem Urteil vom 14.02.1995. Seinen
dritten (und jetzt streitbefangenen) Rentenantrag stellte der KlÃ¤ger am
27.04.1995. Die Beklagte lieÃ� ihn durch den Internisten Dr.M. untersuchen, der in
seinem Gutachten vom 23.06.1995 folgende Diagnosen stellte: Asthma bronchiale,
LungenblÃ¤hung, toxisch-nutritiver Leberzellschaden, Gallensteinleiden, gutartiger
retrobulbÃ¤rer Tumor rechts, kompensierter Bluthochdruck, WirbelsÃ¤ulensyndrom
bei Fehlhaltung und degenerativen VerÃ¤nderungen, Struma nodosa ohne
FunktionsstÃ¶rung. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
weiterhin vollschichtig tÃ¤tig sein, wobei die Arbeiten mÃ¶glichst im
Wechselrhythmus, ohne Nacht-und Wechselschicht, ohne besonderen Zeitdruck
sowie ohne Einwirkung von Bronchialreizstoffen stattfinden sollten. Die Beklagte
lehnte den Rentenantrag mit Bescheid vom 05.07.1995 ab. Der dagegen gerichtete
Widerspruch blieb erfolglos; die Beklagte erteilte den Widerspruchsbescheid vom
23.10.1995.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger am 02.11.1995 Klage beim SG
NÃ¼rnberg erhoben und die Meinung vertreten, er sei nicht mehr in der Lage,
irgendeiner ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Das SG hat Befundberichte Ã¼ber den
KlÃ¤ger von dem Allgemeinarzt Dr.W. , dem Kardiologen Dr.S. , dem Augenarzt
Dr.E. und dem Internisten Dr.S. beigezogen. Auf Veranlassung des Gerichts hat der
Internist Dr.R. das Gutachten vom 03.07.1996 nach ambulanter Untersuchung des
KlÃ¤gers erstattet. Er hat darin ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne unter
BerÃ¼cksichtigung aller GesundheitsstÃ¶rungen zu den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes leichte TÃ¤tigkeiten im Wechsel von Sitzen, Stehen
und Gehen sowie in geschlossenen, normal temperierten RÃ¤umen noch
vollschichtig verrichten. Vermieden werden sollten TÃ¤tigkeiten mit besonderer
nervlicher oder zeitlicher Belastung, wie Akkord- oder FlieÃ�bandarbeit oder unter
GefÃ¤hrdung durch NÃ¤sse, KÃ¤lte, Zugluft, Staub und Bronchialreizstoffe. Von
seiten der Atmungsorgane und des Kreislaufsystems sei das LeistungsvermÃ¶gen
des KlÃ¤gers zwar beeintrÃ¤chtigt, was aber nur bedeute, dass schwere und
mittelschwere Arbeiten nicht verrichtet werden kÃ¶nnten. Mit Urteil vom
14.08.1996 hat das SG die Klage abgewiesen. Es hat in Ã�bereinstimmung mit der
Beurteilung Dr.R. noch ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers fÃ¼r
leichte Arbeiten angenommen. Der Anregung des KlÃ¤gers, eine
nervenfachÃ¤rztliche Begutachtung durchfÃ¼hren zu lassen, ist das SG nicht
gefolgt. Dr.R. habe bei der Untersuchung lediglich eine psycho-vegetative LabilitÃ¤t
festgestellt, eine echte depressive Verstimmung aber verneint, zumal der KlÃ¤ger
nicht in nervenÃ¤rztlicher Behandlung stehe. Der KlÃ¤ger genieÃ�e keinen
Berufsschutz als Facharbeiter und sei in voller Breite auf das gesamte
TÃ¤tigkeitsfeld des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbar.

Gegen dieses Urteil richtet sich die am 09.09.1996 beim SG NÃ¼rnberg eingelegte
Berufung des KlÃ¤gers. Er verlangt weiterhin die Bewilligung von Rente wegen
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ErwerbsunfÃ¤higkeit. Jede Arbeit nehme ihn so mit, dass er sich nach jeder Stunde
fÃ¼r 15 Minuten hinlegen mÃ¼sse; nach der Rechtsprechung der Sozialgerichte sei
er deshalb erwerbsunfÃ¤hig. Der Senat hat Befundberichte des Augenarztes Dr.E. ,
des Internisten Dr.S. , des Allgemeinarztes Dr.W. und mehrere Behandlungsberichte
des Krankenhauses M. in N. eingeholt. Bei den auÃ�erdem angegebenen Ã�rzten
Dr.L. und Dr.P. war der KlÃ¤ger als Patient nicht bekannt. Der Senat hat den Arzt
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.Dr.N. , Ltd. Arzt der Klinik fÃ¼r Psychiatrie am
Klinikum N. , zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Dieser hat im Gutachten
vom 25.05.1998 nach mehrmaliger ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers
folgende GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt: EinschrÃ¤nkung der
Augenbeweglichkeit, vor allem auf dem rechten Auge; neurasthenische,
selbstunsichere PersÃ¶nlichkeit; Neigung zu RÃ¼ckenschmerzen. Der KlÃ¤ger sei
durchaus noch in der Lage, regelmÃ¤Ã�ig einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen.
Hinsichtlich der kÃ¶rperlichen Beanspruchung seien leichte MÃ¤nnerarbeiten in
Vollschicht zumutbar. Dabei sollten extreme physikalische Reize (KÃ¤lte, NÃ¤sse,
Zugluft, Hitze, LÃ¤rm, chemische Einwirkungen) vermieden werden. Er kÃ¶nne im
Sitzen, Stehen und Gehen arbeiten; eine Schonhaltung sei nicht zwingend geboten.
Wegen der seelischen StÃ¶rung sollten Arbeiten am FlieÃ�band oder an laufenden
Maschinen sowie in Wechsel- oder Nachtschicht unterbleiben. Es dÃ¼rften
schlieÃ�lich keine besonderen Anforderungen an das SehvermÃ¶gen oder an die
Augenbeweglichkeit gestellt werden. Die formal-logische und sprachgebundene
Auffassungsgabe und ArtikulationsfÃ¤higkeit sowie die FÃ¤higkeit, sich auf neue
TÃ¤tigkeiten und Arbeitsmilieus umzustellen, sei gering. Zumutbar seien unter
diesen Aspekten einfache PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeiten ohne hÃ¶here Verantwortung oder
einfache BÃ¼rohilfs- oder Archivarbeiten, Lager- oder BotentÃ¤tigkeiten.
BezÃ¼glich der Arbeitspausen seien keine Besonderheiten zu beachten. Die
WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei nicht wesentlich eingeschrÃ¤nkt. Bei seiner
Leistungsbeurteilung hat der SachverstÃ¤ndige auch das psychologische
Zusatzgutachten des Dr.G. vom 19.01.1998 berÃ¼cksichtigt. AnschlieÃ�end hat der
Senat einen ergÃ¤nzenden Befundbericht des Hausarztes Dr.W. vom 09.11.1998
und weitere Behandlungsberichte des Krankenhauses M. vom 19.11.1998 und vom
22.12.1998 beigezogen. Vom KlÃ¤ger selbst wurden ein Attest des Internisten Dr.G.
vom 27.08.1999 und ein Bericht des Krankenhauses S. Ã¼ber seine ambulante
Vorstellung am 17.08.1999 (Fistelrezidiv) vorgelegt. Ein weiteres Gutachten (vom
08.11.2000) hat im Auftrag des Senats der Internist und Arbeitsmedizinier Dr.K.
erstattet. Er hat den KlÃ¤ger â�� auf der Grundlage der im Einzelnen beschriebenen
GesundheitsstÃ¶rungen â�� fÃ¼r fÃ¤hig erachtet, leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes ganztags, mittelschwere Arbeiten bis zu vier Stnden
tÃ¤glich zu verrichten. TÃ¤tigkeiten, die mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken verbunden oder
unter atemwegsreizenden Bedingungen zu erbringen sind, sollten nicht abverlangt
werden; weitere EinsatzbeschrÃ¤nkungen seien aus arbeitsmedizinischer Sicht nicht
erforderlich. Die seit Rentenantragstellung hinzugekommenen Leiden (Reizdarm,
Analfisteln, Pilonidalcyste, Polyposis der Nase) seien sozialmedizinisch ohne
Auswirkungen. Seit der Begutachtung vom 23.06.1995 (Dr.M.) habe sich der
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers und damit sein LeistungsvermÃ¶gen im
Erwerbsleben nicht relevant verschlechtert.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 14.08.1996 aufzuheben und die Beklagte unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 05.07.1995 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 23.10.1995 zu verurteilen, ihm Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01.05.1995 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat haben die Verwaltungsakte der Beklagten und die Prozessakten des SG
NÃ¼rnberg sowie die Schwerbehinderten-Akte des Versorgungsamtes NÃ¼rnberg
(GdB = 50) und die Leistungsakte des Arbeitsamtes NÃ¼rnberg vorgelegen. Wegen
weiterer Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den gesamten Akteninhalt Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist form- und fristgerecht eingelegt (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. In der Sache erweist
sich das Rechtsmittel jedoch als unbegrÃ¼ndet. Das SG hat zutreffend entschieden,
dass der KlÃ¤ger weder berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs 2 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) noch erwerbsunfÃ¤hig nach Â§ 44 Abs 2 SGB VI ist. Die
vom SG getroffene Feststellung, dass der KlÃ¤ger leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes unter Beachtung gewisser qualitativer
EinschrÃ¤nkungen noch ganztags und regelmÃ¤Ã�ig verrichten kann, ist durch das
Ergebnis der Beweisaufnahme im Berufungsverfahren in vollem Umfange bestÃ¤tigt
worden. Aus dem psychologischen Gutachten des Dr.G. vom 19.01.1998 in
Verbindung mit dem nervenÃ¤rztlichen Hauptgutachten des Dr.Dr.N. vom
25.05.1998 und aus dem Gutachten des Arbeitsmediziners Dr.K. vom 08.11.2000
ergibt sich auch zur Ã�berzeugung des Senats, dass der KlÃ¤ger durch
gesundheitliche GrÃ¼nde nicht gehindert ist, eine von kÃ¶rperlich leichteren
Arbeiten charakterisierte BerufstÃ¤tigkeit noch Ã¼ber die betriebsÃ¼bliche
Arbeitszeit von tÃ¤glich acht Stunden zu verrichten. Zwar leidet der KlÃ¤ger an
einer neurasthenen selbstunsicheren PersÃ¶nlichkeit und einer Schielstellung mit
Hervortreten des rechten Auges ohne wesentliche Visusminderung; ferner besteht
bei ihm eine Neigung zu SchmerzzustÃ¤nden im Bereich des Achsenorgans ohne
radikulÃ¤re AusfÃ¤lle. Es fanden sich aber keine Hinweise auf das Vorliegen einer
Psychose aus dem schizophrenen Formenkreis, einer Affektpsychose oder auf ein
hirnorganisches Syndrom. Im Rahmen der Diskussion der psychopathologischen
Befunde hat Dr.N. seine eigenen Vorbehalte artikuliert, die StÃ¶rung in der
PersÃ¶nlichkeitsentwicklung des KlÃ¤gers als "Diagnose" zu formulieren, von der
tatsÃ¤chlich leistungsmindernde EinflÃ¼sse ausgehen. Dies sei bei
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen eigentlich nur der Fall, wenn sie von vorne- herein
schwer ausgeprÃ¤gt sind oder wenn sich durch altersbedingte VerÃ¤nderungen
primÃ¤r angelegte PersÃ¶nlichkeitszÃ¼ge in einer Weise verstÃ¤rken, dass sie
hohes Leiden verursachen bzw hohe Schwierigkeiten bei der sozialen Anpassung
erzeugen (wie zB anankastische Entwicklungen bei primÃ¤r zwanghaften
PersÃ¶nlichkeiten oder schwere StÃ¶rungen der Impulskontrolle bei dissozialen
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Patienten). Von all dem kann nach den AusfÃ¼hrungen Dr.N. beim KlÃ¤ger nicht die
Rede sein, weshalb die Diagnose "einer selbstunsicheren abhÃ¤ngigen
PersÃ¶nlichkeit mit Neigung zu neurasthener Beschwerdebildung" nicht mit dem
Vorliegen eines leistungsmindernden Leidens verwechselt werden dÃ¼rfe, auch
wenn die leistungsschwachen ZÃ¼ge des KlÃ¤gers seine Wiedereingliederung in
das Arbeitsleben und die Erfolgsaussichten eventueller Reha-BemÃ¼hungen
zweifelhaft erscheinen lieÃ�en. Gleichwohl attestiert Dr.N. dem KlÃ¤ger ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte MÃ¤nnerarbeiten mit der auch
subjektiv gegebenen (dh nicht durch eine krankhafte StÃ¶rung des Arbeitswillens
beeintrÃ¤chtigten) MÃ¶glichkeit, regelmÃ¤Ã�ig einer ErwerbstÃ¤tigkeit
nachzugehen. Hierbei sind gewisse qualitative EinschrÃ¤nkungen zu machen, die
dem KlÃ¤ger aber keinesfalls den Zugang zum Arbeitsmarkt verwehren. So sollte er
in der konkreten Arbeitsumgebung extreme physikalische Reize ebenso vermeiden
kÃ¶nnen wie Arbeiten am FlieÃ�band, an laufenden Maschinen und in Wechsel-
oder Nachtschicht. LÃ¤ngerdauerndes Hocken, Knien, BÃ¼cken und Arbeiten Ã¼ber
Kopf sollten ihm wegen der degenerativen WirbelsÃ¤ulenerkrankung nicht
abverlangt werden; eine Schonhaltung ist jedoch nicht zwingend geboten. Wegen
der seelischen StÃ¶rung kÃ¶nnen keine erhÃ¶hten Anforderungen an
ReaktionsvermÃ¶gen, HÃ¶rfÃ¤higkeit, GedÃ¤chtnis, KonzentrationsfÃ¤higkeit und
Ausdauer gestellt werden. Der KlÃ¤ger ist jedoch in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten
unter Anleitung zu leisten. Dies gilt insbesondere fÃ¼r einfache kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten wie BÃ¼rohilfs- oder BotentÃ¤tigkeiten, Lager- oder Archivarbeiten.
Dabei sind betriebsÃ¼bliche Pausen ausreichend. Nach der EinschÃ¤tzung des
nervenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ist der KlÃ¤ger auch in der Lage, mit den
verfÃ¼gbaren Mitteln seines Willens seine seelischen Hemmungen, die aus der
asthenischen PersÃ¶nlichkeitsentwicklung resultieren, zu Ã¼berwinden. Sonach
verfÃ¼gt der KlÃ¤ger auch zur Ã�berzeugung des Senats Ã¼ber das von Dr.N.
eingehend beschriebene LeistungsvermÃ¶gen. Die AusfÃ¼hrungen des
psychiatrischen SachverstÃ¤ndigen, auf dessen Fachgebiet eindeutig der
Schwerpunkt der das EinsatzvermÃ¶gen des KlÃ¤gers bestimmenden
Leistungsfaktoren liegt, sind in sich schlÃ¼ssig und in der BegrÃ¼ndung
Ã¼berzeugend. Aus arbeitsmedizinischer Sicht hat Dr.K. keine weitergehenden
LeistungseinschrÃ¤nkungen feststellen kÃ¶nnen.

Nach seinem Berufsweg ist der KlÃ¤ger sozial zumutbar in voller Breite auf
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes verweisbar. Er hat zwar nach seinen
Angaben den Beruf eines BÃ¼rokaufmanns erlernt, hat sich aber frÃ¼hzeitig von
diesem Beruf gelÃ¶st, ohne dass dafÃ¼r gesundheitlich bedingte GrÃ¼nde
maÃ�geblich oder ersichtlich gewesen wÃ¤ren. Die an zustandsangemessenen
ArbeitsplÃ¤tzen zu Gunsten des KlÃ¤gers zu beachtenden qualitativen
EinsatzbeschrÃ¤nkungen bedeuten keine Summierung ungewÃ¶hnlicher
Arbeitsplatzbedingungen oder eine schwere spezifische Behinderung nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, die dem KlÃ¤ger den Zugang zum
Arbeitsmarkt in ungewÃ¶hnlicher Weise erschweren kÃ¶nnten. Sofern extreme
Arbeitsanforderungen (zB physikalische UmgebungseinflÃ¼sse, hohes
KonzentrationsvermÃ¶gen oder Ã¼berdurchschnittliche GedÃ¤chtnisleistungen)
verlangt bzw ausgeschlossen werden sollen, betreffen diese definitionsgemÃ¤Ã� bei
weitem nicht die Mehrzahl der betriebsÃ¼blichen Arbeiten. Hinsichtlich der
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EinschrÃ¤nkungen von Seiten des Bewegungsapparats sollen nur lÃ¤ngerdauernde
Zwangshaltungen vermieden werden. Bei weiterhin bestehendem vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen ist der KlÃ¤ger weder berufsunfÃ¤hig noch erwerbsunfÃ¤hig.
Seine Berufung gegen das Urteil des SG NÃ¼rnberg war deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten, Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 08.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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